Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 5. 


Go. 19709. Allerhöchſte Kabinetsorder vom 5. Januar 1839., wegen Verleihung der revi⸗ 
a de,, aun; daa, dirten Städteordnung vom 17. März 1831. an die Stadt Schildberg im 
e ee, 7 Großherzogthume Poſen. 


. Auf Ihren Bericht vom 19. November v. J. will Ich der Stadt Schild⸗ 
berg im Großherzogthume Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte 

Staͤdteordnung vom 17. März 1831. verleihen, und ermaͤchtige Sie, den Ober⸗ 

Praͤſidenten der Provinz mit deren Einfuͤhrung zu beauftragen. 


Berlin, den 5. Januar 1839. f 
Friedrich Wilhelm. 


re 
den Staats miniſter v. Rochow. 


o. 19701971.) Jahrgang 1839. K (No. 19719 
(Ausgegeben zu Berlin den 2. März 1839.) 


. 


Ne. 1971.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 12. Januar 1839., betreffend die Abänderung 


fie, lu. 


ee 99 his eres, rar. des im $. 227. der landſchaftlichen Kreditordnung für das Großherzog⸗ 


2 thum Poſen vom 15. 1821. wegen Ausreichung der neuen Apen 
pons vurgeſchſiebefeß ee 
Haß ba, 


De. wie Ich aus dem Berichte der Miniſter der betreffenden Reſſorts erſehe 


das in dem $. 227. der landſchaftlichen Kreditordnung fuͤr das Großherzogthum 


Poſen vom 15. Mai 1821. wegen Ausreichung der neuen Zinskoupons vorge⸗ 
ſchriebene Verfahren zu Schwierigkeiten Veranlaſſung gegeben hat, und des⸗ 
wegen ſchon ſeit dem Jahre 1827. beſondere Zinstalons ausgefertigt und die 
neuen Zinskoupons nur gegen Einlieferung dieſer Talons ausgereicht worden, dieſe 
veraͤnderte Einrichtung aber ſich als zweckmaͤßig bewaͤhrt hat, ſo genehmige Ich 
dieſelbe hierdurch nachtraͤglich, indem Ich beſtimme, daß den Inhabern der Zins⸗ 
Talons diejenigen Befugniſſe zuſtehen ſollen, welche in dem $. 227. den Inha⸗ 
bern des zehnten oder ſogenannten Stichkoupons beigelegt werden. Zugleich ſetze 
Ich zur Ergaͤnzung des erwaͤhnten $ 227. feſt, daß, wenn der Inhaber des 
Pfandbriefes vor Ausreichung der neuen Koupons der Verabfolgung derſelben 
an den Praͤſentanten des Talons bei der Landſchaft widerſpricht, der Praͤſentant 
des Talons aber ſie fordert und in die Ausantwortung an den Inhaber des 
Pfandbriefes nicht einwilligt, die Landſchaft die Intereſſenten zur Entſcheidung 
des gegenſeitigen Anſpruchs an das Gericht, zu deſſen Neal» Jurisdiktion das 
bepfandbriefte Gut gehoͤrt, zu verweiſen, und die neue Series der Koupons auf 
den Antrag eines der Intereſſenten, oder auf Requiſition des Gerichts an das 
Depoſitorium deſſelben auszuliefern hat. Wenn aber der Talon weder in dem 
Termine zur Ausreichung der neuen Zinskoupons, noch in dem naͤchſtfolgenden 
Zinſenerhebungs⸗Termine bei der Landſchaft praͤſentirt wird, ſo ſind die Koupons 
der neuen Series, wie dies bisher ſchon in Gemaͤßheit des Beſchluſſes der Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung der Landſchaft vom 29. Oktober 1836. geſchehen, beim Ein⸗ 
tritt des zweiten Zinstermins dieſer Series dem Inhaber des Pfandbriefes aus⸗ 
zuantworten. Das Staatsminiſterium hat dieſen Erlaß zur Publikation durch 
die Geſetzſammlung zu befoͤrdern. 
Berlin, den 12. Januar 1839. 


3 Friedrich Wilhelm. 
n 
das Staatsminiſterium. 


(No. 1972.) 


= 1 
No. 1972) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 26. Januar 1839., wegen Anwendung des Zu⸗ 


ene ſatzes zum zweiten alinea des Artikels 35. der Rheinſchiffahrts-Konven⸗ 
ge, ai, baue, J. tion vom 31. März 1831. durch die betreffenden Gerichte. 


uf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 8. Dezember v. J. beſtimme Ich 
hierdurch, daß der am 28. Oktober 1837. von Mir genehmigte, von ſaͤmmtlichen 
Rhein⸗Uferſtaaten nunmehr gut geheißene Zuſatz zum zweiten alinea des Arti⸗ 
kels 35. der Rheinſchiffahrts⸗Konvention vom 31. Maͤrz 1831. von den betref⸗ 
fenden Gerichten in geeigneten Faͤllen in Anwendung gebracht werde, und weiſe 
Sie an, dieſe Order durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 26. Januar 1839. 


Friedrich Wilhelm. 


An 5 
die Staatsminifter v. Kamptz, Grafen v. Alvensleben und 
Freiherrn v. Werther. 


Co. 19721073.) K 2 (No. 1973.) 


5 


Ne. 19730 Genehmigungs⸗Urkunde der in dem Protokoll der Rhein⸗Schiffahrts⸗Central⸗Kom⸗ 


ee ue, dee, miſſion vom 1. Auguſt 1837. enthaltenen fünf neuen eee ee 
2 Are, J R * 4 U 1837. 
en, pe. zur Rheinſchiffahrtsakte vom 31. März 1831. D. d. den arm 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. f 
Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: 


Nachdem bei der in Folge des Artikels 89. der Rheinſchiffahrts⸗Akte vom 
31. März 1831. ſich alljaͤhrlich zu Mainz verſammelnden Central: Rommiffion 
ſeit Verabredung der durch Uns unterm 14. Juni 1835. genehmigten, und in 
der Geſetzſammlung für 1836. Seite 121. f. f. publizirten vier Supplementar⸗ 
Artikel zu der gedachten Akte wiederum mehrere dieſe Akte abaͤndernde, ergaͤn⸗ 
zende oder modifizirende Beſchluͤſſe unter Mitwirkung Unſeres Bevollmaͤchtigten 
gefaßt, und ſolche ſodann in der 19ten diesjaͤhrigen Juli⸗Sitzung in die nachfol⸗ 
gende fünf, an jene frühere Zuſaͤtze ſich anreihende neue Supplementar⸗ Artikel 
zuſammengeſtellt worden ſind: 


Vier Supplementar⸗Artikel. 
Der Senfſaamen iſt den Ausnahmen A. des Tarifs C. beigefügt. 


VIter Supplementar⸗Artikel. 


Chaiſen und Reiſewagen, Moos, Rohr, Schilf find der im Schluß⸗ 
ſatz des Ilten Supplementar⸗Artikels bezielten Klaſſe der Gegenſtaͤnde 
beigefuͤgt, welche von dem Oberlaſt⸗Verbote ausgenommen ſind. 


VIIter Supplementar: Artifel. 

Die in der Kategorie D. der Ausnahmen des Tarifs C. begriffe⸗ 
nen Artikel ſind von den Schiffahrtsgebuͤhren befreit, welche zu Folge 
des IIlten Supplementar⸗Artikels von denſelben erhoben wurden. 

VIII ter Supplementar⸗Artikel. 

Die Worte „deſſelben Gebiets“ ſind im Artikel 83. der 

Rheinſchiffahrts⸗Ordnung geſtrichen. i 
IX ter Supplementar⸗Artikel. . 0 


Zuſatz zu dem zweiten alinea des Artikels 35. der Rheinſchiffahrts⸗ 
Ordnung: 5 a 
Es 


„„ 


Es bleibt jedoch den reſpektiven Regierungen der Uferſtaaten freigeſtellt, 
vorſtehendes Strafmaaß durch eine Geldbuße von 3 bis 30 Franks zu 
erſetzen, bei deren Anwendung alsdann von den Rheinzoll⸗Gerichten in 
jedem einzelnen Falle die vorliegenden Belaſtungs⸗ oder Milderungsgruͤnde 
zu beruͤckſichtigen ſind. 
ſo wollen Wir, auf den Uns daruͤber gehaltenen Vortrag, die eben angefuͤhrten 
fuͤnf neuen Supplementar⸗Artikel hierdurch genehmigen, auch Unſere Behoͤrden 
und Unterthanen, ſoweit es dieſe angeht, anweiſen, ſich genau danach zu richten. 
Zu mehrerer Bekraͤftigung haben Wir dieſe Unſere Genehmigungs⸗Ur⸗ 
kunde, von welcher nur ein Exemplar, Behufs der Niederlegung in das gemein⸗ 
ſchaftliche Archiv der Central⸗Kommiſſion zu Mainz, ausgefertigt worden ift, 
eigenhändig unterſchrieben und mit Unſerm größeren Staatsſiegel verſehen laſſen. 


So geſchehen zu Berlin, den 4. Oktober 1837. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. 


N Genehmigungs⸗Urkunde iſt am 5. Juli 1838. in das zu Mainz 
befindliche Archiv der Central⸗Kommiſſion für die Rheinſchiffahrt niedergelegt 
worden. i 

Berlin, den 22. Februar 1839. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


(No. 1973-1974) (No. 1974.) 


= We 
(No 1974) Miniſterial⸗ Erklärung zur Erläuterung und Ergänzung der zwiſchen der Kö⸗ 
ar Fllen 7 Zee niglich Preußiſchen und der Fürſtlichen Regierung älterer Linie Reuß von 
des JR Pag 728. Plauen beſtehenden Uebereinkunft wegen der wechſelſeitigen Uebernahme 
der Ausgewieſenen. Vom 16. Februar 1839. 


Dar Beſeitigung derjenigen Zweifel und Mißverſtaͤndniſſe, welche ſich ſeither 


uber die Auslegung der Beſtimmungen F. 2. a. und e. der unterm nn rm 


1820. zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Koͤniglich Saͤchſiſchen Regie⸗ 


rung abgeſchloſſenen, durch die Erklaͤrungen vom = an 1821. auch zwiſchen der 


Koͤniglich Preußiſchen und der Fuͤrſtlichen Regierung aͤlterer Linie Reuß von 
Plauen gegenfeitig als verbindlich anerkannten Konvention, wegen wechſelſeitiger 
Uebernahme der Ausgewieſenen, namentlich 


a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie 
weit die in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen 
eingetretenen Veränderungen auf die Staatsangehörigfeit der uns 
ſelbſtſtaͤndigen, d. h. aus der aͤlterlichen Gewalt noch nicht entlaſ⸗ 
ſenen Kinder derſelben, von Einfluß ſeyn? 


ſowie 


b) über die Beſchaffenheit des, $. 2. e. der Konvention erwahnten 
zehnjaͤhrigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchaftsfuͤhrung 
ergeben haben, ſind die gedachten Regierungen, ohne hierdurch an dem, in der 
Konvention ausgeſprochenen Prinzipe etwas aͤndern zu wollen, daß die Unter⸗ 
thanenſchaft eines Individuums jedesmal nach der eignen innern Geſetzgebung 
des betreffenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hinkuͤnftig 
und bis auf Weiteres, nachſtehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur Anwendung ge⸗ 
langen zu laſſen, und zwar 


zu a. 


1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der aͤlterlichen Gewalt noch nicht 
entlaſſene Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Aeltern an 
und fuͤr ſich und ohne daß es einer eignen Thaͤtigkeit oder eines 
beſonders begruͤndeten Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen 
Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig werden, welche die Aeltern waͤhrend 
der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder erwerben, 

ingleichen 755 

2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit 

un⸗ 
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unſelbſtſtaͤndiger ehelicher Kinder, diejenigen Veraͤnderungen 
nicht aͤußern koͤnnen, welche ſich nach dem Tode des Vaters der⸗ 
ſelben in der Staatsangehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, 
indem vielmehr über die Staats angehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤn⸗ 
diger Kinder lediglich die Kondition ihres Vaters entſcheidet, und 
Veraͤnderungen in deren Staatsangehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung 
ihrer vormundſchaftlichen Behörde eintreten koͤnnen. 
Naͤchſtdem ſoll 


zu b. 


die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme 
eines Individuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend 
einem Grunde laͤſtig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Faͤllen 
des $. 2. c. der Konvention eintreten: 

1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchem er aus⸗ 
gewieſen werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine 
eigne Wirthſchaft gefuͤhrt hat, wobei zur naͤheren Beſtimmung 
des Begriffs von Wirthſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch 
dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt nur einer der Eheleute ſich auf 
eine andere Art, als im herrſchaftlichen Geſindedienſte Bekoͤſtigung 
verſchafft hat; 

oder 


2) wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤberneh⸗ 
men. fol, verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne 
Unterbrechung aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung 

4 eines Domizils, Verheirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe 
nicht weiter ankommen ſoll. 

Endlich ſind die genannten Regierungen zugleich ch dahin uͤbereingekommen: 

Koͤnnen die reſp. Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, 

dem die Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vor⸗ 

ſtehend aufgeſtellten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der 

daruͤber ſtattfindenden Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die dies⸗ 

faͤlige Differenz derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeiti⸗ 

gen geweſen; fo wollen beide kontrahirende Theile den Streitfall zur 

kompromiſſariſchen Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundes⸗ 

Staates ſtellen, welcher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen 

gegenſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertrags⸗Ver⸗ 

haͤltniſſen befindet. 
Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
(No. 1974.) Bundes⸗ 
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Bundes⸗Regierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſſen, 
der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Regie⸗ 
rung eine Abſchrift nachrichtlich ee iſt, in kuͤrzeſter Friſt ein⸗ 
zuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren In⸗ 
halt von keinem Theile eine weitere Einwendung zulaͤſſig iſt, hat der⸗ 
jenige Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Ent⸗ 
ſtehen der Differenz ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem 
Gebiete zu behalten. 


Berlin, den 16. Februar 1839. 


(L. S.) 


Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


Frh. v. Werther. 


Vbeſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung der Fuͤrſtlich Reuß⸗Plauenſchen der aͤlteren Linie Regierung vom 
25. v. M. ausgewechſelt worden, hierdurch zur offentlichen Kenntniß . 


Berlin, den 16. Februar 1839. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


